
Auszug aus der Kommunalbesoldungsverordnung 
(KomBesVO) 
Vom 13. Juni 2022 – gültig ab 01.07.2022 
 

§ 6 
Grundsätze für Aufwandsentschädigung 

(1) Hauptverwaltungsbeamte erhalten eine Aufwandsentschädigung nach Maßgabe des § 7. 
Weitere hauptamtliche Beamte der Kommunen und Zweckverbände können eine 
Aufwandsentschädigung erhalten, soweit die §§ 8 und 9 dies vorsehen. Die Höhe der 
Aufwandsentschädigung ist durch Beschluss der Vertretung festzusetzen und nach Beträgen und 
Empfängern aufgeschlüsselt im Haushaltsplan auszuweisen. 

(2) Die Aufwandsentschädigung entfällt, 

1. wenn der Beamte ununterbrochen länger als drei Monate seine Dienstgeschäfte nicht 
führt, für die über drei Monate hinausgehende Zeit, 

2. für die Dauer eines Urlaubs ohne Besoldung, 
3. solange dem Beamten die Führung der Dienstgeschäfte verboten ist oder 
4. solange der Beamte seines Dienstes enthoben ist. 

(3) Übt ein Beamter mehrere Ämter oder Funktionen aus, für die er nach dieser Verordnung eine 
Aufwandsentschädigung erhalten kann, so wird die Aufwandsentschädigung nur einmal für das 
Amt oder die Funktion mit der höchsten Aufwandsentschädigung gewährt. 

§ 7 
Aufwandsentschädigung für Hauptverwaltungsbeamte 

(1) Die Hauptverwaltungsbeamten erhalten eine pauschalierte Aufwandsentschädigung. Die Höhe 
der Aufwandsentschädigung muss sich innerhalb der in den Absätzen 2 bis 4 bestimmten Beträge 
halten. Hat die Vertretung die Höhe der Aufwandsentschädigung noch nicht festgesetzt, wird 
abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 3 der Mindestbetrag der Aufwandsentschädigung gewährt. 

(2) Für die Höhe der Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters, Oberbürgermeisters oder 
Verbandsgemeindebürgermeisters gilt folgender Rahmen: 

Einwohnerzahl der Gemeinde oder Verbandsgemeinde monatliche 

Aufwandsentschädigung 

bis zu 5 000 184 bis 245 € 

von 5 001 bis 10 000 210 bis 280 € 

von 10 001 bis 20 000 240 bis 320 € 

von 20 001 bis 30 000 274 bis 366 € 

von 30 001 bis 50 000 313 bis 418 € 

von 50 001 bis 150 000 358 bis 478 € 

über 150 000 409 bis 546 € 

(3) Für die Höhe der Aufwandsentschädigung des Landrats gilt folgender Rahmen: 

Einwohnerzahl des Landkreises monatliche 

Aufwandsentschädigung 

bis zu 150 000 358 bis 478 € 

über 150 000 409 bis 546 € 

(4) Bei der Ermittlung der für die Bemessung der Aufwandsentschädigung zu Grunde zu legenden 
Einwohnerzahl gilt § 1 Abs. 2 entsprechend. Die festgesetzte Aufwandsentschädigung ist bei einer 
Änderung der maßgeblichen Einwohnerzahl unverzüglich anzupassen. 


